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RESOLUTION	
der	FSS	zum	«Ratschlag	betreffend	den	Ausbau	und	die	Konvergenz	der	
Informations-	und	Kommunikationstechnologien	an	den	vollschulischen	
Angeboten	der	Sekundarstufe	II	Basel-Stadt»	
	
Die	FSS	anerkennt,	dass	wie	im	Ratschlag	formuliert	«die	Etablierung	der	informatischen	
Bildung	mittels	moderner	Technik»	durch	eine	Modernisierung	der	vorhandenen	
Infrastruktur	realisiert	werden	soll.	Der	Ratschlag	wird	somit	in	seiner	Absicht	von	der	
FSS	begrüsst	und	nicht	grundsätzlich	abgelehnt.	
	
Allerdings	vertritt	die	FSS	dezidiert	die	Meinung,	dass	es	vor	der	Auswahl	einer	neuen	
technischen	Infrastruktur	unbedingt	ein	nachhaltiges,	pädagogisches	Konzept	unter	
Miteinbezug	sämtlicher	Fachleute	vor	Ort	auszuarbeiten	gilt.	Nur	auf	diesem	breit	
abgestützten	Wege	kann	eine	bedarfsgerechte	informatische	Bildung	in	der	
Unterrichtspraxis	letztlich	auch	erfolgreich	umgesetzt	werden.	Eine	erneuerte	ICT-
Infrastruktur	muss	in	jedem	Falle	primär	dem	Lehr-	und	Lernprozess	«dienen»	und	
somit	einen	spürbaren	Mehrwert	für	alle	Beteiligten	generieren.	
	
Die	FSS	spricht	sich	für	die	im	Ratschlag	vorgeschlagene	Einführung	des	Prinzips	«Bring	
your	own	device»	(BYOD)	aus.	Dies	erfolgt	jedoch	unter	dem	Vorbehalt,	dass	die	unten	
angeführten	Anforderungsbedingungen	der	FSS	nachträglich	in	den	Ratschlag	
aufgenommen	und	entsprechend	umgesetzt	werden.	Falls	diesen	Anforderungs-
bedingungen	gar	nicht	oder	nur	teilweise	entsprochen	werden	sollte,	würde	sich	die	FSS	
stattdessen	entweder	generell	oder	partiell	gegen	die	Realisierung	des	Ratschlags	auf	
politischem	Wege	einsetzen.		
	
	
Anforderungsbedingungen	der	FSS	
1. Soziale	Absicherung	bei	BYOD	für	Schülerinnen	und	Schüler	aus	sozio-ökonomisch	

weniger	privilegierten	Familien	(in	Form	von	vollwertigen	ICT-Ausrüstungen)	
2. Entschädigung	bei	BYOD	für	alle	Lehr-	und	Fachpersonen	(vgl.	OR	Art.	327.2)	mittels	

Einrichtung	einer	Pauschale	von	600	Fr.	pro	Jahr	und	Person*	für	Anschaffung,	
Unterhalt,	Reparatur,	Support,	etc.	

3. Entschädigung	für	alle	Lehr-	und	Fachpersonen	bezüglich	sämtlicher	bisher	privat	
finanzierter	Arbeitsmittel	(z.B.	Unterrichtsmaterialien,	vgl.	OR	Art.	327.2)	

4. Abgabe	von	Gratislizenzen	für	Software	und	schulspezifische	Anwendungen	
5. Einrichtung	von	Vergünstigungen	beim	Erwerb	von	sämtlichen	BYOD-Geräten	
6. Garantie	für	einen	zeitnahen	und	lückenlosen	ICT-Supportservice	vor	Ort		
7. Bei	BYOD	steht	eine	Auswahl	an	festinstallierten	«Ergänzungsgeräten»	bei	Bedarf	

stets	vor	Ort	zur	Verfügung	
8. Die	Haftung	bezüglich	Datenschutz-Verletzungen	wird	wie	in	allen	anderen	

arbeitsrechtlichen	Belangen	primär	vom	Arbeitgeber	getragen	



*	Berechnung	einer	angemessenen	BYOD-Pauschale	für	die	entstehenden	Realkosten:	
Ø Entweder	alle	2	Jahre	Kauf	eines	günstigen	Notebooks	(ca.	800	Fr.	Anschaffung	

zzgl.	Versicherung,	Softwarelizenzen	und	Support	von	ca.	400	Fr.	für	zwei	Jahre)		
Ø oder	alle	5	Jahre	Kauf	eines	professionellen	Notebooks	(ca.	1800	Fr.	Anschaffung	

zzgl.	Versicherung,	Garantieverlängerung,	Softwarelizenzen	und	Support	von	ca.	
800	Fr.	sowie	Aufrüsten	mittels	Arbeitsspeicher	und	Datenspeicher	sowie	
Akkuersatz	nach	3	Jahren	für	ca.	400	Fr.).	

Ø Die	aktuell	im	Kanton	Basellandschaft	bestehende	Entschädigung	ist	zu	tief	
angesetzt	und	für	die	FSS	nicht	akzeptabel.	

	
	
Mögliche	Alternativen	zu	BYOD	

• Primäre	Alternative	wäre,	dass	nach	dem	Prinzip	«Personal	use	of	corporate	
equipment»	(PUOCE)	jeder	Lehrperson	von	der	Schule	ein	Laptop	mit	Support	
und	Unterhalt	zur	Verfügung	gestellt	wird.	Ob	dieses	Gerät	auch	privat	
verwendet	werden	darf,	obliegt	der	Entscheidung	des	Arbeitgebers.		
Ein	aus	Sicht	der	FSS	idealer	Kompromiss	zwischen	BYOD	und	PUOCE	wäre	es,	
wenn	die	Schule	künftig	für	jede	Lehrpersonen	ein	funktionstüchtiges	
Notebookmodell	inklusive	Software	anbieten	würde.	Falls	eine	Lehrperson	nun	
ein	anderes	und	in	der	Regel	teureres	Modell	vorzieht,	so	bekommt	sie	neu	
zumindest	die	Kosten	des	Standardmodells	erstattet	und	kann	sämtliche	
Softwares	für	schulspezifische	Anwendungen	ebenfalls	kostenlos	beziehen.	

• Sekundäre	Alternative	wäre,	dass	die	Schule	den	Arbeitnehmern	wie	bisher	fest	
installierte	Computer	in	den	Klassenzimmern	und	in	den	Lehrpersonenarbeits-
zimmern	zur	Verfügung	stellt.	

	
	
Abstützung	dieser	Resolution	
1. Die	Kollegien	der	betroffenen	Schulen	(Gymnasien	sowie	FMS	und	WMS)	haben	dem	

Grundsatzentscheid	«BYOD	zu	den	geforderten	Bedingungen»	im	November	resp.	
Dezember	2017	zugestimmt.	

2. Die	Kollegien	der	betroffenen	Schulen	haben	dem	FSS-Resolutionstext	mit	allen	
angeführten	Anforderungsbedingungen	im	November	resp.	Dezember	2017	
ebenfalls	zugestimmt.		

3. Der	FSS-Vorstand	hat	diese	Resolution	in	seiner	Sitzung	vom	11.	Dezember	2017	mit	
38:0	Stimmen	(4	Enthaltungen)	zuhanden	von	Herrn	Regierungsrat	Dr.	Conradin	
Cramer	verabschiedet	und	die	Geschäftsleitung	mit	der	Aufnahme	von	
Verhandlungen	beauftragt.	


